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HILDESHEIMER LAND

Rechnung der Kreisverwaltung, die
freilichauch inderKreispolitiknach
wie vor umstritten ist: Jeder einzel-
ne der 18 verbleibenden Rettungs-
wagen soll künftig mehr für echte
Notfälle zur Verfügung stehen –
eben zu den genannten 40 Prozent.

Laut Landkreis ist Hildesheim in
Niedersachsen eine der letzten Re-
gionen, in denen dieses Konzept
noch nicht umgesetzt wird.

Beim Petitionsausschuss des
LandtageswerdenproWahlperiode
etwa 6000 Eingaben unterschiedli-

cher Art eingereicht, die wenigsten
werden allerdings in ähnlicherWei-
se alsOnline-Petition veröffentlicht.
Zuden14MitgliederndesPetitions-
ausschussesgehört auchdieHildes-
heimerLandtagsabgeordneteAnto-
nia Hillberg (SPD).

LAND IN SICHT

Meine Fakten,
deine Fakten

Wenn alle die gleichen Tatsachen ak-
zeptieren, kann man darüber disku-
tieren, wie man mit ihnen umgeht.

Wenn man sich aber nicht einmal mehr darü-
ber einigen kann, was die Fakten sind – dann
kann man auch nicht mehr durch Diskussio-
nen zu Kompromissen und Lösungen kom-
men. Hat vor einigen Jahren ein kluger
Menschgesagt, underhat leidermehrdenn je
Recht, wenn man sich die politische Diskus-
sionskultur in Deutschland und auch in unse-
rer Region mitunter betrachtet. Auch beim
ThemaRettungsdienst, dasmeinKollegeTho-
mas Wedig auf dieser Seite noch einmal aus-
führlich aufgreift, haben wir dieses Problem.
Die Kreisverwaltung und ihre Kritiker bauen
ihre jeweilige Argumentation auf unter-
schiedlichen„Fakten“auf.Dannwird esnicht
nur für Außenstehende irgendwann schwie-
rig. Die bestmögliche Lösung für alle findet
manso jedenfallsnicht.Dabei solltedas immer
unser aller Ziel sein.

Von Tarek Abu Ajamieh

Wesseln: Baustelle
der B243 wandert
weiter gen Süden
Sanierung der Straße geht
in den nächsten Abschnitt

Wesseln. Die groß angelegte Sanierung der
Bundesstraße243gehtwiegeplantindienächs-
te Runde. Laut der zuständigen Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau undVer-
kehr wandert die Baustelle am Montag inner-
halbWesselnsweitergenSüden–dernördliche
Teil der Büntestraße ist dannwieder befahrbar.

Wie berichtet, sind die aktuellen Baumaß-
nahmen Teil der mehrmonatigen Arbeiten an
der B243 zwischen Hildesheim und Wesseln.
Im mittlerweile sechsten Bauabschnitt sanier-
tenArbeiter denAbschnitt zwischender nörd-
lichen Ortseinfahrt und dem Kreuzungsbe-
reich Büntestraße/Am Schafberg/Am Lam-
meufer. Nur dieDetfurther Straße ermöglichte
in den vergangenen Wochen dank einer Am-
pelschaltungdie Fahrt RichtungGroßDüngen
(undumgekehrt) –wobeidieseStreckeeigent-
lich einzig den Anliegerinnen und Anliegern
vorbehalten sein sollte.

Diese Ausweichroute wird nun allerdings
wieder hinfällig. Denn am Montag werde der
aktuelle Bauabschnitt wie geplant wieder für
den Verkehr freigegeben, wie Behördenspre-
cherMartinKloseamFreitagaufAnfrage sagt.
Der Kurvenbereich zwischen Büntestraße und
Am Lammeufer ist damit dann wieder offen
unddieFahrt innordsüdlicheRichtungwieder
möglich.

Einzige Ausnahme: Die Strecke von und
zum Weinberg. Denn mit Ende des sechsten
BauabschnittssollamMontagnahtlosdersieb-
te folgen – undder erstreckt sich vonderKreu-
zung Büntestraße/Am Lammeufer bis zur Ein-
mündung zur Straße Katzhof. Die Straße Katz-
hof bleibt auchweiterhinbefahrbar, allerdings
nur für diejenigen, die aus Richtung Süden
kommen. Wer daher zum Bahnhof Wesseln
fahren will, muss die B 243 vonNette über Sö-
der nehmen. Eine Zufahrt von Norden aus
Richtung Hildesheim ist während des siebten
Bauabschnitts dagegen nicht mehr möglich.
Die Landesbehörde peilt ein Ende dieses Bau-
abschnitts fürMontag, 15. September, an.

Die Sperrung im NordenWesselns wird amMon-
tag wieder aufgehoben. FOTO: CHRIS GOSSMANN

Baustart für Südlink in der Region steht bevor
Immer wieder unterschiedliche Arbeiten an den gleichen Stellen geplant – Offizieller Auftakt in zwei Wochen

Kreis Hildesheim. Der Bau der
Stromtrasse Südlink auf jenem
Abschnitt, der im Leinetal auch
durch den Landkreis Hildesheim
führt, soll in zweiWochen begin-
nen. Wann genau erste Tiefbau-
arbeiten im Kreisgebiet starten,
ist noch nicht klar. Der Netzbe-
treiber TransnetBW hat aber be-
reits neue Details zu seiner Vor-
gehensweise genannt.

Vor wenigen Wochen hatte
die Bundesnetzagentur den
Planfeststellungsbeschluss für
den rund 100 Kilometer langen
Südlink-Abschnitt von der Kreis-
grenze zur Region Hannover bei
Elze bis nach Friedland imEichs-
feld veröffentlicht und damit die
Baugenehmigung erteilt. Zwi-
schen Ortsteilen von Elze und
Freden verläuft die Trasse durch
den Landkreis Hildesheim.

Zum offiziellen Baustart des

Abschnitts am Freitag, 19. Sep-
tember, planen die Verantwortli-
chen eine großeVeranstaltung in
Einbeck. In der Einladung spre-
chen sie sogar von einer „feierli-
chen Inszenierung“. Minister-
präsident Olaf Lies (SPD) ist
ebenso damit wie die Chefs der
beiden großen Netzbetreiber
TransnetBW (Werner Götz) und
Tennet (TimMeyerjürgens).

Keine durchgehende
Baustelle

Schon jetzt laufen Vorbereitun-
gen für den Trassenbau, so lässt
das für denAbschnitt zuständige
Unternehmen TransnetBW unter
anderem schon Baustellenzu-
fahrten anlegen. Die ersten Grä-
ben zum Verlegen der Erdkabel
will die Firma nach dem offiziel-
len Start zunächst im Raum Ein-
beck ausschachten.

Wann genau die ersten Tief-
bauarbeiten imKreisHildesheim

beginnen, steht nach Angaben
von Stefan Legge, Pressespre-
cher bei TransnetBW, noch nicht
fest. Er betonte, es werde jeden-
falls nicht so sein, dass die Bau-

stelle sozusagen von Norden
nachSüdenoder vonSüdennach
Norden zieht: „Wir werden im-
mer wieder punktuell zu unter-
schiedlichen Arbeitsschritten in

verschiedenen Bereichen der
Trasseauftauchen,kündigteran.
So müssten in vielen Bereichen
die DutzendeMeter breitenGrä-
ben ausgeschachtet werden, an
anderen Stellen seien hingegen
Bohrungen unter Hindernissen
wie Straßen hindurch nötig.

Weitere Schritte seien dann
das Verlegen der Lehrrohre und
das Zuschütten der Gräben,
während die Kabel für die
Höchstspannungsleitung erst zu
einem späteren Zeitpunkt durch
die Rohre gezogen werden wür-
den. Schließlichmüssten die ein-
zelnen Kabelstücke auch noch
miteinander verbunden werden.

Die Stromtrasse Südlink führt
von der Nordseeküste in Schles-
wig-Holstein nach Bayern und
Württemberg. Sie erreicht bei
Wittenburg und Sorsum (Stadt
Elze) Hildesheimer Gebiet und
verlässt es bei Schildhorst (Ge-
meinde Freden) wieder.

Von Tarek Abu Ajamieh

So ähnlich wie auf diesem Bild dürfte der Erdkabel-Bau im Kreis Hildesheim
auch aussehen. FOTO: TRANSNETBW

Von Milan Bauseneik

Rettungsdienst-Kritiker
hoffen nun auf den Landtag

Offizielle Petition startet amMontag mit dem Ziel, die kreisweite Planung noch abzuwenden

Kreis Hildesheim. Der Niedersächsi-
sche Landtag soll sich mit dem Ret-
tungswesen im Landkreis Hildes-
heim befassen – denn die AG Ret-
tungsdienst Hildesheim, ein von
Notfallsanitätern gegründeter Ver-
ein, traut der Kreisverwaltung und
dem Kreistag nicht mehr zu, es in
eigener Zuständigkeit bedarfsge-
recht zu planen. Das Land dürfe das
Thema demLandkreis „nicht länger
ausschließlich überlassen“, heißt es
in einer Begründung des Schrittes.
Am Montag, 8. September, beginnt
eine entscheidende Etappe: Dann
wird auf der Internetseite des Land-
tages in unveränderter Form die Pe-
tition veröffentlicht, mit der die AG
auf der PlattformChange.orgbereits
mehr als 40.000 Unterstützerinnen
und Unterstützer gewonnen hatte.
Siewurde anschließend an den Peti-
tionsausschuss des Landtages wei-
tergeleitet.

Innerhalb von sechs Monaten
müssenabMontagmindestens5000
Personen die Petition auf der Land-
tag-Seite elektronisch mitzeichnen.
Das funktioniert so: Interessierte
nennen in einem Formular neben
persönlichenAngabeneineE-Mail-
Adresse. An die wird dann ein Link
geschickt. Ein Klick darauf ersetzt
gewissermaßen die Unterschrift.
Wird das vorgegebeneZiel erreicht,
befasst sich der Petitionsausschuss
in einer öffentlichen Anhörung mit
dem Thema, also in diesem Fall mit
der Planung des Rettungsdienstes
fürdiekommendenJahre.Daskann
zum Beispiel dazu führen, dass der
Ausschuss die Angelegenheit mit
einer bestimmten Empfehlung an
die Landesregierung weiterleitet.
Die 5000Unterschriften sollen bele-
gen, dass das Thema für viele Leute
relevant ist.

In der Petition, die auf der ande-
ren Plattform 42.317 Unterschriften
erreichte, kritisiert dieAGdenPlan,
die Zahl vonderzeit 30Rettungswa-
gen auf künftig 18 zu reduzieren.
„Damit wird das Risiko erhöht, dass
wir im Ernstfall aufgrund von nicht
verfügbaren Rettungswagen in Not
geratenkönnten“,hießesdort –und
wird es abMontagwieder heißen.

Ein wichtiger Gegenpol der Re-
duzierungwird indessen inderPeti-
tion nicht erwähnt: Zurzeit ist jedes
Fahrzeug, das wie ein Rettungswa-
gen mit hoch qualifiziertem Perso-
nal fürNotfällebesetzt ist, zu40Pro-
zent für unproblematische Kran-
kentransporte unterwegs. Von die-
sen Fahrten sollen die reinen Ret-
tungswagen mit den Notfallsanitä-
ternkünftigentbundenwerden.Die

Von Thomas Wedig

Zum niedersächsischen Landtag gehört auch der Petitionsausschuss. FOTO: MORITZ FRANKENBERG/DPA

KOMMENTAR

Wichtiger Aspekt bleibt unerwähnt

D ie Planung des Rettungs-
dienst imLandkreisHildes-
heim hat in den vergange-

nen Monaten, auch durch frag-
würdiges Datenmaterial, zu gro-
ßer Verunsicherung geführt. Da
kann es nicht schaden, wenn das

Land, das schließlich Vorgaben
für den Rettungsdienst setzt, ein-
mal genauer schaut, ob diese ein-
gehalten werden.

Aber:DerWortlautderPetition,
mit der die AG das erreichen will,
ist und bleibt nicht in Ordnung.
Dort ist nur die Rede davon, dass
die Zahl der Rettungsfahrzeuge
von 30 auf 18 reduziert wird. Die
Tatsache, dass von diesen übrig
bleibenden 18 Wagen jeder ein-
zelne 40 Prozent mehr Kapazitä-
ten haben soll, bleibt völlig un-
erwähnt. Denn unkritische Trans-
porte, zum Beispiel Verlegungen,
sollen künftig nur noch von Kran-

kenwagen übernommen werden,
die kein hoch qualifiziertes Be-
gleitpersonal brauchen. Dieser
Aspekt ist für eine ausgewogene
Bewertung unerlässlich.

Dass der aktuelle Plan nicht
aufgehen dürfte, fürchten neben
der AG auch weiter große Teile
der Kreispolitik. Aber das ist hier
nicht der entscheidende Punkt.
Die AG wirft den Verantwortli-
chen beim Landkreis mangelnde
Transparenz und Unwahrheiten
vor. Sie müsste sich mit der eige-
nen Petition an die geforderten
Standards halten. Das tut sie ein-
deutig nicht.

Von Thomas Wedig

5000
Unterstützerinnen und
Unterstützermüssen

die Petition elektronisch
„mitzeichnen“.


